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E D I T O R I A L INHALT
Liebe Leser:innen, liebe Kolleg:innen,
als vor kurzem in Europa in den Medien die unfassbaren Bilder der Flutkatastrophe aus 
unserer Region hier an der Grenze zwischen Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz zu 
sehen waren, erreichten uns bei EZA viele besorgte Nachfragen. Gott sei Dank waren wir 
nicht unmittelbar betroffen. Die Solidarität und Empathie aus dem EZA-Netzwerk haben 
mich sehr berührt. Die Welle der Spenden- und Hilfsbereitschaft aus ganz Deutschland 
und anderen europäischen Ländern ist unglaublich groß. Tausende Menschen machten 
sich spontan mit Baggern und Schaufeln quer durch Deutschland auf den Weg, um vor Ort 
zu helfen. 

Doch nicht nur unsere Region ist betroffen: Fast nahtlos reihen sich weitere Hiobsbotschaf-
ten verheerender Waldbrände in Griechenland und auf Sizilien oder ebenfalls von Überflu-
tungen in Norditalien ein. Bilder, die wir früher vor allem aus anderen Regionen unseres 
Planeten kannten. Dass Naturkatastrophen im Zusammenhang mit dem Klimawandel ste-
hen, ist unbestreitbar. Welche Lehren daraus zu ziehen sind, darüber wird – wieder einmal 
– heftig diskutiert. Oft greifen die Vorschläge – wieder einmal – zu kurz.

Die preisgekrönte deutsche Publizistin Carolin Emcke, die unter anderem für Die „Süd-
deutsche“ und „El País“ schreibt, appelliert, dass oberflächliche politische Reflexe nicht die 
schonungslose Sicht auf das Ausmaß unserer Selbstzerstörung und die Herkulesaufgabe 
der radikalen Umgestaltung unserer europäischen Gesellschaften verstellen dürften. Sie 
spricht vom „Ende einer Lebensweise“, die „unwiderruflich verloren ist“. „Wir müssten trau-
ern über all die verlorenen Jahre, die wir es schon besser hätten wissen können, die wir 
es schon besser wussten, aber trotzdem nichts geändert haben an unserer Lebensweise.“ 

Mitte Juli hat die Europäische Kommission ihre Pläne „Fit for 55“ zur konkreten Umsetzung 
des Green Deal vorgestellt. Die EU hat sich das Klimaziel gesetzt, bis 2030 ihren CO2-Aus-
stoß gegenüber 2019 um 55% zu reduzieren und 2050 klimaneutral zu sein. Neben kon-
kreten Maßnahmen wie dem Ausbau des Emissionshandels und der E-Mobilität soll es 
einen Grenzausgleichsmechanismus und einen sozialen Klimafonds zum Schutz der euro-
päischen Wirtschaft und zur Abfederung sozialer Härten geben. In den nächsten Monaten 
wird in Brüssel und den Mitgliedsländern heftig über die Ausgestaltung der zwölf Geset-
zesvorschläge gerungen werden. Arbeitnehmerorganisationen werden für einen sozialen 
Wandel kämpfen, der Jobverluste wettmacht und hochwertige Arbeitsplätze mit fairer Be-
zahlung garantiert. Es ist unabdingbar, dass wir ehrlich, mutig und schnell unsere Gesell-
schaft und unsere Wirtschaft sozial-ökologisch umbauen.

Auch für EZA wird es eine große Herausforderung, europäische Bildungsarbeit klimaneutral 
auszurichten. Wir haben bei all dem social distancing während der Pandemie schmerzlich 
gelernt, dass unsere Arbeit vom direkten zwischenmenschlichen Kontakt lebt. Ich wünsche 
Ihnen nun viel Freude bei der Lektüre!

Herzliche Grüße 

Sigrid Schraml, Generalsekretärin
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Wir durchleben derzeit in Europa vielfältige Verän-
derungen: Klimawandel, Digitalisierung, Bewälti-
gung der Folgen der COVID-19-Pandemie. Diese 

Herausforderungen werden die politischen und sozialen 
Maßnahmen bestimmen – und in diesen Prozessen müssen 
auch die Arbeitnehmerorganisationen ihren Teil beitragen, 
um sicherzustellen, dass die Veränderungen in die richtige 
Richtung gehen. Es ist besonders wichtig zu verdeutlichen, 
dass – in den Worten von EU-Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen – „niemand zurückgelassen wird“. Als 
Arbeitnehmerorganisationen haben wir dabei eine starke 
Mitsprache: Wir müssen den Green Deal der EU kommen-
tieren und darlegen, wie wir den ökologischen Umbau der 
Wirtschaft sehen. Außerdem müssen wir die Frage beant-
worten, inwiefern wir für ein digitales Europa gerüstet sind 
und was eine digitale Wirtschaft bedeutet. Ich ermutige Sie, 
über ein stärkeres Europa in der Welt nachzudenken. Ich 
appelliere an Sie, unsere Demokratie zu verbessern und 
unsere Lebensweise zu bewerben. Besonders wichtig ist 
dies, wenn es gilt, Menschen zu unterstützen, die ohnehin in 
der Vergangenheit und Gegenwart bereits Schwierigkeiten 
und Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt erfahren haben.

Die Zukunft Europas wird wesentlich davon abhängen, 
inwiefern wir es schaffen, den Schwächsten würdige 
Arbeit und einen Ort zu geben, der ihnen das Gefühl 

vermittelt, ein wertvoller Teil der europäischen Gesellschaft 
zu sein. Es ist unerlässlich, über die Zukunft Europas nachzu-
denken, und gleichzeitig ist es eine Mammutaufgabe. Meiner 
Meinung nach ist es wichtig, gute Vorschläge aufzugreifen 
und in die Umsetzung zu gehen. Wir sollten nicht den Fehler 
machen, auf Diskussionen über eine Änderung der Verträge 
zu warten. Es ist ratsam, das zu nutzen, was die aktuellen 

Verträge schon hergeben und sich nicht in theoretischen 
Diskussionen zu verlieren. In unserem Fall bedeutet dies, 
dass die Sozialpartner sich nicht mit der Beobachterrolle 
zufriedengeben dürfen, sondern strukturelle Partner in 
der Politikgestaltung sein müssen. Das Schneckentempo, 
mit dem die in Göteborg (2017) verkündete Europäische 
Säule sozialer Rechte in effektive Rechtsakte umgesetzt wird, 
belegt dies. Die Initiativen wurden erst beim Sozialgipfel in 
Porto im Mai 2021 wieder aufgegriffen. Das ist viel zu spät! 

Die EU muss mit den Bürger:innen in Kontakt treten, denn 
sie ist nicht nur eine Plattform der Mitgliedstaaten, sondern 
vielmehr eine gelebte Gemeinschaft der Bürger:innen. Als 
Fundament der EU-Politik ist die Subsidiarität ein lohnender 
Grundsatz, aber sie sollte übergreifender verstanden wer-
den und alle Akteure unserer gemeinsamen Gesellschaft 
einbinden. Der größte Fehler ist zu denken, dass nur insti-
tutionelle Entscheidungen Veränderungen zum Besseren 
bewirken können.

Wir brauchen Regierungsstrukturen auf europäi-
scher Ebene. Daher sollten wir auch die Debatte 
anstoßen, ob wir einen europäischen Präsidenten 

wählen und das Konzept des ‚Spitzenkandidaten’ einführen 
sollten. Angesichts der Herausforderungen, die die EU jetzt 
bewältigen muss, braucht es gute Regierungsführung. Wir 
alle wissen, dass es leichter ist, Vorschläge zu diskutieren, 
als sie umzusetzen. Aber wir brauchen neue Ideen, Be-
harrlichkeit und engagiertes Handeln. Dazu müssen wir 
gründlich nachdenken, bisherige Erfahrungen bewerten und 
ganzheitliche Lösungen für das Problem erarbeiten. Europa 
zählt auf Ihre Beiträge.
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DER AUFBAU EUROPAS ALS 
GEMEINSAMES PROJEKT
EZA-Präsident Luc Van den Brande über die Konferenz zur 
Zukunft Europas

Für EZA ist die Konferenz zur Zukunft Europas ein wichtiger 
Punkt im Bildungsprogramm. Bereits im Juni hat EZA ein Auf-
taktseminar veranstaltet, in dem die Kernpunkte zu den Hinter-
gründen und Ideen der Konferenz sowie den Mitwirkungsmög-
lichkeiten vorgestellt wurden. In den nächsten Monaten wird 
EZA weitere Online- und Präsenzveranstaltungen organisieren, 
um eine Gesprächsplattform für die Mitgliedszentren von EZA 
und weitere Interessierte anzubieten. Der EZA-Präsident Luc 
Van den Brande appelliert an alle, sich in die Debatte einzubrin-
gen. Lesen Sie hier seinen Kommentar:

TEXT: Luc Van den Brande / Lukas Fleischmann
BILDER: Lukas Fleischmann

EZA-PRÄSIDENT LUC VAN DEN BRANDE



„UNSER ZIEL IST, DAS 
LEBEN VON MILLIONEN 
EUROPÄER:INNEN POSITIV 
ZU BEEINFLUSSEN“
Nicolas Schmit, EU-Kommissar für Beschäftigung und soziale 
Rechte, über die Zukunft der Sozialpolitik in der Europäischen 
Union

EZA: Herr Schmit, das wichtigste Ereignis in der jüngs-
ten Geschichte der Europäischen Säule sozialer Rechte 
(ESSR) war der Sozialgipfel von Porto im Mai 2021. Die 
ESSR wurde jedoch bereits 2017 beim Gipfeltreffen in 
Göteborg verkündet. Warum sprechen wir vier Jahre 
später immer noch über die Umsetzung der Säule? Wo 
sehen Sie über diesen Zeitraum Fortschritte?

Nicolas Schmit: In Göteborg fing alles an. Dort wurde die 
Europäische Säule sozialer Rechte verkündet. Und es steht 
außer Zweifel, dass seitdem im Sozialbereich viel erreicht 
wurde, zum Beispiel die Richtlinie zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben und die Empfehlung zum Zugang zum 
Sozialschutz für Arbeitnehmer und Selbständige. Aber der 
Gipfel von Porto war bahnbrechend. Die soziale Dimension 
ist jetzt tiefer denn je in der europäischen Politik verankert. 
Die Erklärung von Porto ist sehr konkret; sie enthält klare po-
litische Verpflichtungen, ein starkes, integratives und soziales 
Europa zu verwirklichen. Wir übersetzen die Grundsätze der 
Säule in Maßnahmen, die die europäischen Bürger:innen, 
die diese einfordern, spüren werden.

EZA: Beim Gipfeltreffen von Porto wurde auch die sozi-
ale Agenda für das nächste Jahrzehnt verkündet. Zehn 
Jahre sind eine lange Zeit. Welche Art von Meilensteinen 
sehen Sie über diesen Zeitraum?

Nicolas Schmit: Wir müssen Europa den Sorgen und Nöten 
seiner Bürger:innen annähern. Unser Ziel ist, das Leben von 
Millionen Europäer:innen positiv zu beeinflussen. Während 
wir weiter daran arbeiten, die Coronakrise zu überwinden, 
müssen wir allen Europäer:innen ein sehr starkes Signal 
senden, dass sich die EU um ihren Lebensunterhalt, ihre 
Arbeitsplätze und ihr Wohlergehen sorgt. Im Aktionsplan 
zur Säule haben wir drei Leitziele formuliert, die die EU bis 
2030 erreichen soll: Mindestens 78% der 20- bis 64-Jährigen 
sollen in einem Arbeitsverhältnis sein; mindestens 60% 
der Erwachsenen sollen jedes Jahr an einer Bildungsmaß-
nahme teilnehmen; die Anzahl der von Armut und sozialer 
Ausgrenzung bedrohten Menschen soll um mindestens 15 
Millionen reduziert werden. Da wir die Folgen einer Krise 
überwinden müssen und noch große Umwälzungen vor uns 
liegen, brauchen wir eine Arbeitsmarktpolitik, die Mobilität 
fördert, allen Arbeitnehmern die bestmöglichen Chancen 
bietet, hochwertige Arbeitsplätze schafft und Unternehmen 

hilft, die bestqualifizierten Arbeitskräfte zu finden. Deshalb 
ist es äußerst wichtig, dass die Mitgliedstaaten in den nächs-
ten Jahren weiter aktive Arbeitsmarktpolitiken verfolgen.

EZA: Damit die ESSR ihre Wirkung entfalten kann, braucht 
die Kommission die Mitwirkung der Mitgliedstaaten. Aber 
nicht alle scheinen die Pläne der Kommission vollum-
fänglich zu unterstützen. Wie können Sie die weitere 
Umsetzung der ESSR sicherstellen, wenn man bedenkt, 
dass die effektiven Befugnisse bei den einzelstaatlichen 
Regierungen liegen?

Nicolas Schmit: Ich bin nicht der Meinung, dass nicht alle 
Mitgliedstaaten die Pläne der Kommission zur Umsetzung 
der Europäischen Säule sozialer Rechte teilen: ganz im 
Gegenteil! Alle Mitgliedstaaten haben sich für den Aktions-
plan eingesetzt, den wir im März vorgestellt haben, und der 
Europäische Rat hat die Erklärung von Porto unterzeichnet, 
was das Engagement der Mitgliedstaaten belegt. Natürlich 
ist sich die Kommission bewusst, dass ihr bei der Gestaltung 
von Sozialpolitiken Grenzen gesetzt sind: Sie liegt tatsäch-
lich weitgehend in den Händen der Mitgliedstaaten. Die 
Rolle der Kommission besteht darin, Leitlinien vorzugeben, 
Empfehlungen auszusprechen, den Austausch guter Praxis 
zu fördern und Gesetzesinitiativen vorzuschlagen, wo dies 
sinnvoll erscheint. Nehmen wir zum Beispiel die Obdach-
losigkeit. Im Juni haben wir die Europäische Plattform zur 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit gestartet. Wohnraum 
und Hilfe für Wohnungslose werden in Grundsatz 19 der 
Europäischen Säule sozialer Rechte behandelt, und es ob-
liegt in der Tat den nationalen und regionalen Behörden 
und den Kommunen, dieses Problem zu lösen. Dennoch ist 
Obdachlosigkeit ein europäisches Problem und wir müssen 
sie gemeinsam angehen. Am 21. Juni haben sich alle Mitglied-
staaten verpflichtet – gemeinsam mit den EU-Institutionen, 
der Zivilgesellschaft und den Sozialpartnern – zusammen-
zuarbeiten, um die Obdachlosigkeit in Europa deutlich zu 
reduzieren. Und dies war größtenteils dem Impuls der EU 
zu verdanken.

„WIR MÜSSEN EUROPA DEN SORGEN 
UND NÖTEN SEINER BÜRGER:INNEN 
ANNÄHERN. UNSER ZIEL IST, DAS LE-
BEN VON MILLIONEN EUROPÄER:IN-
NEN POSITIV ZU BEEINFLUSSEN.“

INTERVIEW MIT NICOLAS SCHMIT
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INTERVIEW: Mon Verrydt, Lukas Fleischmann
BILDER: EC AV Service

NICOLAS SCHMIT, EU-KOMMISSAR FÜR 
BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALE RECHTE



EZA: Lassen Sie uns nun zur Konferenz zur Zukunft 
Europas kommen, die gerade begonnen hat. Welche 
Erwartungen haben Sie? Sind Sie dafür, mehr sozial-
politische Befugnisse auf die EU-Ebene zu übertragen?

Nicolas Schmit: Ich denke, es gibt eindeutig Bereiche der 
Sozialpolitik, wo die EU eine starke Leitrolle spielen kann. So 
schaffen wir zum Beispiel einen Rahmen, der sicherstellen 
soll, dass Mindestlohnverdiener in ihrem Land würdig leben 
können und nicht an der Armutsgrenze liegen. Ich bin für 
jedes System, das eine gute Zusammenarbeit ermöglicht und 
die Verpflichtung unterstützt, die europäische Gesellschaft 
integrativer und fairer zu machen. Ich würde zustimmen, dass 
in manchen Fällen die Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip 
und Abstimmungen per qualifizierter Mehrheit eine konst-
ruktive Veränderung wären. Die Gesellschaft im Jahr 2021 ist 
eine radikal andere als 1957, vor allem was die Arbeitswelt 
betrifft. Der Beschäftigungsstatus ist komplexer, wir haben 
Online-Plattformen, die es früher nicht gab.

EZA: Welche Rolle spielen die Sozialpartner Ihrer Meinung 
nach bei dieser Konferenz?

Nicolas Schmit: Es ist wichtig, dass die Sozialpartner eine 
aktive Rolle bei der Konferenz zur Zukunft Europas spielen. 
Sie vertreten die Ansichten und Positionen der Arbeitnehmer 
und Unternehmen in Europa. Eine gut funktionierende sozi-
ale Marktwirtschaft braucht einen effektiven sozialen Dialog 
zwischen aktiven Sozialpartnern. Die Stärkung und Förderung 
des sozialen Dialogs und der Tarifverhandlungen durch 
Kapazitätsaufbau sind ein wichtiges Ziel dieser Kommission 
und auch mein persönliches Anliegen. Im Juli 2020 habe 
ich Andrea Nahles, die frühere Bundesministerin für Arbeit 
und Soziales, zu meiner Sonderberaterin für sozialen Dialog 
ernannt und sie beauftragt, einen Bericht zu erstellen, wie 
dies erreicht werden kann. Sie hat diesen Bericht vorgelegt 
und viele ihrer Empfehlungen sind in den Aktionsplan zur 
Europäischen Säule sozialer Rechte eingeflossen.

SOCIAL MEDIA UND DIGITALE 
KOMMUNIKATION: EZA GOES 
INNOVATION IN LUBLIN
Die Seminarreihe zu Social Media und innovativer Online-
Kommunikation ist in die zweite Runde gegangen.

TEXT: Lukas Fleischmann
BILDER: Lukas Fleischmann

SOCIAL MEDIA UND DIGITALE KOMMUNIKATION
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NICOLAS SCHMIT, EU-KOMMISSAR FÜR 
BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALE RECHTE

„EINE GUT FUNKTIONIERENDE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT BRAUCHT EINEN 
EFFEKTIVEN SOZIALEN DIALOG ZWISCHEN AKTIVEN SOZIALPARTNERN. DIE 
STÄRKUNG UND FÖRDERUNG DES SOZIALEN DIALOGS UND DER TARIFVER-
HANDLUNGEN DURCH KAPAZITÄTSAUFBAU SIND EIN WICHTIGES ZIEL DIESER 
KOMMISSION UND AUCH MEIN PERSÖNLICHES ANLIEGEN.  “

Lublin – Podcasting, Storytelling, Social-Media-Strategien: Nicht zuletzt wegen 

der Pandemie haben digitale Kanäle und neue Wege der Kommunikation 

immens an Bedeutung gewonnen. Das EZA-Bildungsprogramm hat diese 

Entwicklungen berücksichtigt und zum zweiten Mal nach 2020 das Seminar „Social 

Media and Innovative Communication for Workers‘ Organisations” in hybrider 

Form angeboten. Im polnischen Lublin trafen sich rund 25 Teilnehmer:innen 

vor Ort und online, um ihre Fähigkeiten für digitale Kommunikation zu schulen.

SEMINARREIHE ZU SOCIAL MEDIA UND 
INNOVATIVER ONLINE-KOMMUNIKATION
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„Wir müssen außergewöhnlich sein“, sagte Mirek Urban. Der 
Psychologe und Coach führte in die Kunst des Storytellings ein, 
also eine Technik, die die Regeln des Geschichtenerzählens 
nutzt, um Informationen ansprechend aufzubereiten. „Alles, 
was Standard ist, wird nicht mehr wahrgenommen. Um als 
Arbeitnehmerorganisation Beachtung zu finden, müssen wir 
uns überlegen, wie wir unsere Inhalte anbieten.“ Urban gab 
Einblicke in Ergebnisse psychologischer Studien, aus denen 
sich Rückschlüsse in Sachen Aufmerksamkeit ziehen ließen. 
Im Prinzip müssten Arbeitnehmerorganisationen besser da-
rin werden, Inspirationen aus Umwelt und Internet in ihre 
Kommunikation aufzunehmen. „Das beginnt beim Erstellen 
von Memes und geht über in den dramaturgischen Aufbau 
von Texten oder Posts, die ich für meine Medienarbeit ver-
wende“, so der Trainer. 

Zusätzlich zum theoretischen Teil des Storytellings lernten 
die Teilnehmer:innen in einem Workshop die Funktions-
weise von Kameras und erhielten praktische Tipps zur 

Bildkomposition. „Social-Media-User achten immer mehr auf 
die Bildqualität. Arbeitnehmerorganisationen müssen das 
berücksichtigen, sonst werden sie irgendwann nicht mehr 
ernstgenommen“, sagte Trainer Lukas Fleischmann. Zusätzlich 
zum Bildworkshop bot der Trainer am Nachmittag Einblicke 
in das Hype-Medium Podcast, das nicht zuletzt durch die 
Pandemie einen rasanten Aufstieg erfahren hat. „Wir haben 
mit Podcasting die einmalige Gelegenheit, uns tiefgründig 
mit Inhalten zu beschäftigen. Da der Podcast-Konsum meist 
Special Interest ist, haben Arbeitnehmerorganisationen 
beste Voraussetzungen, eigene Kanäle zu starten“, so Lu-
kas Fleischmann. Studien zeigten, dass etwas zu lernen die 
Hauptmotivation für Menschen sei, Podcasts zu hören. „Im 
Netzwerk von EZA gibt es zahlreiche Bildungsinstitutionen 
und auch klassische Gewerkschaften sind in irgendeiner Wei-
se Bildungsträger. Das bietet Potenzial für die Entwicklung 
einer Podcast-Serie.“

Der dritte Teil des Workshops bestand aus einem Zu-
standsbericht zu den aktuellen Social-Media-Trends im 
Jahr 2021. Dabei ging es vor allem darum, passende 

Zielgruppen für die jeweiligen Kanäle zu finden und die Inhalte 
und Posts passgenau zu entwerfen. Paulina Siewierska-Ko-
walczyk, CEO von StartUp Lublin, stellte Teilnehmer:innen die 
SMART-Strategie (Specific, Measurable, Achievable, Relevant, 
Time-Bound) vor, um sinnvolle Inhalte für Social Media zu 
planen: Jede Konzeption starte damit, dass man sich klar 
werden müsse, was man erreichen wolle. „Hier beginnt der 
Teil, den wir mit „specific“ beschreiben: Will ich eine größere 
Reichweite? Will ich mehr Interaktion mit meinen Posts, oder 
will ich einfach Instagram als neuen Kanal einführen? Bei 
jeder Frage gibt es verschiedene Wege“, sagte Siewierska-Ko-
walczyk. Schritt Nummer zwei führe zu einer Messbarkeit 
der Ergebnisse. „Welche Messlatte setze ich denn für meine 
Maßnahmen an? Reicht es mir, neue Follower auf Instagram 
zu bekommen, oder will ich die Reichweite meiner Posts 
um 30 Prozent erhöhen?“, gab die CEO von StartUp Lublin 
zu bedenken. Schließlich müsse noch die Relevanz geprüft 
werden. „Was haben Nutzer:innen von dieser Social-Media-Ar-

beit? Möchte ich zum Beispiel Vorurteile über meinen Job 
abbauen? Oder will ich einfach das Bewusstsein für meine 
Organisation steigern?“, fragte Paulina Siewierska-Kowalczyk. 
„Time-Bound“ (terminiert) stehe für eine Überprüfung der 
Ergebnisse in einem festgelegten Zeitraum. „Sechs Monate 
oder ein Jahr später sollte man überprüfen, was denn die 
neue Social-Media-Strategie bis dahin erreicht hat und dann 
weitere Schritte einleiten oder gegebenenfalls die Strategie 
anpassen.“ 

Bei jeder SMART-Strategie müssten vor allem die ver-
schiedenen Kanäle mit ihren Charakteristika mitbedacht 
werden: „Auf Twitter können wir ganz andere Leute 

erreichen als auf Instagram“, sagte Siewierska-Kowalczyk, 
„aber das ist auch die Riesenchance: Wir können gezielt 
Content für einzelne Plattformen konzipieren. Auf Twit-
ter treten wir vor allem in Kontakt mit Politiker:innen und 
Journalist:innen. Auf TikTok können wir Leute erreichen, die 
vielleicht interessant für unsere Jugendorganisationen sind.“ 
Weiterhin führte sie aus, dass mit verschiedenen Vorurteilen 
aufgeräumt werden müsste. Das schließe zum Beispiel ein, 
dass Instagram mittlerweile mehr als eine reine Plattform 
für Modeinfluencer:innen sei, sondern sich auch zu einer 
Informationsplattform wandle. 

Von der Theorie in die Praxis 

Mit der SMART-Methode 
Inhalte planen

SOCIAL MEDIA UND DIGITALE KOMMUNIKATION

Dieser Artikel entstand im Rahmen des EZA-Seminars „Social Media and Innovative Communication for 
Workers‘ Organisations“, das im Juli 2021 in Lublin (Polen) stattfand. Der Kurs wurde von Europejski 
Dom Spotkań – Fundacja Nowy Staw in Zusammenarbeit mit EZA organisiert. Interessierte Leser:innen 
können die Präsentationen und Seminarmaterialien bei EZA anfragen.

PAULINA SIEWIERSKA-KOWALCZYK, 
CEO VON STARTUP LUBLIN

MIREK URBAN, PSYCHOLOGE UND COACH



UNTERNEHMEN IN 
VERANTWORTUNGS-
EIGENTUM
Wie eine neue Unternehmensform mehr Demokratie und 
Nachhaltigkeit bringen will 

In Deutschland gibt es sie schon, auch wenn sie noch in 
der Minderheit sind: Unternehmen in Verantwortungs-
eigentum – von großen traditionellen Firmen wie Bosch 

bis hin zu kleinen Start-Ups wie die Suchmaschine Ecosia, 
die das Verantwortungseigentum als Entwicklungsmöglich-
keit betrachten. Die Idee hinter dieser Wirtschaftsform ist 
einfach erklärt. Das Vermögen bleibt an das Unternehmen 
gebunden. Das heißt, dass die Kontrolle des Unternehmens 
Personen obliegt, die diesem langfristig verbunden sind, 

sogenannte Treuhänder. Diese haben eine branchenübli-
che Vergütung und auch die volle Gestaltungsmacht, aber: 
„Gewinne und Vermögen bleiben im Unternehmen. Sie sind 
Eigentümer der Verantwortung, aber nicht des Vermögens. 
Daher rührt der Name“, sagt Gregor Ernst, Vorstand der 
Stiftung Verantwortungseigentum in Deutschland. Ziel von 
Verantwortungseigentum sei es, Unternehmen langfristig 
selbständig zu halten.

TEXT: Lukas Fleischmann
BILDER: Gregor Ernst

GREGOR ERNST, VORSTAND DER STIFTUNG VER-
ANTWORTUNGSEIGENTUM IN DEUTSCHLAND

Bei vielen Familienunternehmen ist das bereits gelebte 
Praxis, doch diese Form der Unternehmensführung 
könnte auch in Zukunft bei familienunabhängigen 

Unternehmen an Bedeutung gewinnen. Es gibt aller-
dings einen Hemmschuh: Im Moment gibt es noch keine 
gültige Rechtsform – zumindest nicht in Deutschland. 
Aktuell greifen Unternehmen auf Stiftungskonsortien 
zurück. Dazu Gregor Ernst: „Weil diese für kleinere und 
mittelständische Unternehmen aber zu aufwändig und 
komplex sind, setzen wir uns für eine neue Rechtsform 
ein: die Gesellschaft mit gebundenem Vermögen.“  

Doch es erhebt sich Widerstand gegen diese For-
derungen: Kritiker befürchten, dass durch diese 
neue Form ein Prinzip der sozialen Marktwirtschaft 

umgangen wird. Haftung und Eigentum würden voneinan-
der entkoppelt. Rainer Kirchdörfer, Vorstand der Stiftung 
Familienunternehmen, hält eine gesonderte Rechtsform 
für unnötig. Er sagte dem „Handelsblatt“: „Familienun-
ternehmen verstecken sich nicht in der Anonymität der 
Kapitalmärkte, sondern stehen seit Generationen für 
Verantwortungseigentum.“ So würden mehr Probleme 
geschaffen als gelöst.

Verfechter des Verantwortungseigentums lassen 
sich davon nicht beirren. Ein Grund dafür ist, 
dass sich das Verantwortungseigentum auf jeden 

Wirtschaftssektor anwenden lässt. „Ein Beispiel ist die 
Landwirtschaft“, sagt Gregor Ernst von der Stiftung Ver-

antwortungseigentum. „Dort speist sich das Interesse vor 
allen Dingen daraus, landwirtschaftliche Ländereien der 
Spekulation zu entziehen und den unternehmerischen 
Betrieb attraktiv für mögliche Nachfolger zu machen, 
die als Treuhänder einsteigen und frei gestalten kön-
nen, aber das Eigentum eben nicht für eigene Zwecke 
versilbern können.“

Europaweit gibt es mit der „CIC“ (Community Interest 
Company) in Großbritannien und dem „entreprise à 
mission“ (Unternehmen mit Auftrag) in Frankreich 

bereits ähnliche Bestrebungen wie bei der Stiftung Ver-
antwortungseigentum in Deutschland. In Dänemark ist 
die Möglichkeit zur rechtlichen Verankerung von Verant-
wortungseigentum bereits im Stiftungsrecht geregelt. 
Für Arbeitnehmer:innen kann diese Form der Unterneh-
mensführung durchaus vorteilhaft sein: Zunächst sind 
Mitspracherechte der Belegschaft über die institutio-
nalisierten Einrichtungen von dieser Rechtsform nicht 
berührt. Studien haben bislang außerdem ergeben, dass 
Verantwortungseigentum zu einer höheren Mitarbeiter-
zufriedenheit führt. „Sie kündigen seltener und bleiben 
länger im Unternehmen. Dazu geben Studien von Prof. 
Stehen Thomsen von der Copenhagen Business School 
Aufschluss“, sagt Gregor Ernst, „und es liegt auch gewis-
sermaßen auf der Hand, denn Angestellte wissen hier: 
Ich arbeite nicht für den Shareholder Value, sondern für 
die Entwicklung des Unternehmens.“

Das Problem der rechtlichen 
Verankerung

Eine Bewegung für ganz 
Europa

GREGOR ERNST, VORSTAND DER 
STIFTUNG VERANTWORTUNGSEIGENTUM
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